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17.43

†Präsident Dr. Michael Spindelegger|: Als Nächster gelangt Herr Abgeordneter Dr. Pirklhuber zu Wort. Ebenfalls 5 Minuten freiwillige Redezeitbeschränkung. – Bitte, Sie sind am Wort.

17.43.05
†Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Wolfgang Pirklhuber (Grüne)|: Meine Damen und Herren! Herr Bundesminister! Ein Wort vielleicht zur Kollegin Steibl: Frau Kollegin, es wäre schön gewesen, wenn Sie Ihren Protest damals erhoben hätten, als Finanz​minister Grasser auch vom Parlament als Quatschbude gesprochen hat. Damals ist mir Ihr Wort aber abgegangen. (Beifall bei den Grünen sowie bei Abgeordneten der SPÖ.)

Außerdem sind wir hier nicht im steirischen Landtag, sondern im Parlament, und ich meine, wir sollten uns mit unseren Themen, die hier auf der Tagesordnung sind, befas​sen. (Abg. Ing. Westenthaler: Es gibt auch Abgeordnete, die vom „Saustall Österreich“ sprechen – so wie Sie! – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Herr Bundesminister, Sie haben im Bereich ...

†Präsident Dr. Michael Spindelegger| (das Glockenzeichen gebend): Einen Moment, Herr Kollege!

Meine Damen und Herren, ich bitte, die Emotionen wieder zurückzufahren! Am Wort ist Herr Abgeordneter Dr. Pirklhuber. – Bitte setzen Sie fort, Herr Kollege.

†Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Wolfgang Pirklhuber| (fortsetzend): Mir ist klar, dass die Nerven schon blank liegen, alle vielleicht schon mit der halben Hälfte des Kopfes im Wochenende sind. (Abg. Neugebauer: Das ist ja die nächste Frechheit! – Abg. Ing. Westenthaler: Die Grünen sind schon alle im Wochenende!)
Meine Damen und Herren, ich möchte einige Punkte zum Konsumentenschutz noch einmal aufgreifen. Herr Bundesminister, in dieser Sache muss ich Sie schon an dem messen, was sich die Arbeiterkammer als Ziele 2006 für den Konsumentenschutz vorgenommen hat. Ich greife drei Punkte heraus, Herr Bundesminister.

Das eine war die Erhöhung der staatlichen Mittel für Verbraucherschutzarbeit auf ein ähnliches Niveau wie in Großbritannien oder Deutschland. Die Arbeiterkammer fordert also ein deutliches Anheben der Mittel für den KonsumentInnenschutz. Zweiter Punkt: mehr Tätigkeiten in Schulen und in Bildungseinrichtungen – sicher ein wichtiger Punkt. Und drittens: die Schaffung eines Gütezeichens für soziale und ökologische Verant​wortung. 

Das sind nur drei Punkte, die ich jetzt herausgreifen und folgendes Faktum gegenüber​stellen möchte – das hat meine Kollegin Hradecsni schon angezogen –: Budgetmäßig ist es eindeutig zu einer Kürzung gekommen: von etwa 500 000 € im Jahr 2007, und ebenso zu einer Kürzung im Jahr 2008. Sie haben bisher nicht dazu Stellung bezogen. Ich finde, das ist ein Dilemma, wenn man einerseits vollmundig sagt, wir haben jetzt den Konsumentenschutzausschuss – den wir natürlich begrüßen, der eine Chance für das Parlament und auch für die gesetzlichen Diskussionen und Maßnahmen dar​stellt –, und andererseits für die Umsetzung eigentlich die Mittel nicht vorhanden sind. 

Sicherlich unzweifelhaft: Die Finanzierung des VKI und auch anderer Einrichtungen wie der AG Schuldnerberatung ist gesichert, das sehen wir auch so. Aber für weiter ge​hende Maßnahmen, gerade in Richtung VerbraucherInneninformationsgesetz, wären natürlich zusätzliche Budgetmittel notwendig. Und da möchte ich wirklich einen ganz persönlichen Appell an Sie richten, die Vorschläge, die die Grünen eingebracht haben, zu unterstützen. Wir haben dazu bereits einen umfassenden Antrag eingebracht, und wir haben im Konsumentenschutzausschuss auch schon positive Rückmeldungen von dem einen oder anderen Abgeordneten der anderen Fraktionen und auch von Ihnen, Herr Minister, bekommen.

Ich appelliere an Sie, dass wir wenigstens in dem einen Punkt des VerbraucherIn​nen​schutzes, nämlich des Informationsbereiches, des Informationssektors, möglichst an einem Strang ziehen, denn uns ist auch bewusst, dass der Konsumentenschutz als Quer​schnittsmaterie auf andere Ministerien angewiesen ist, auf die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Einrichtungen. Kollege Sieber hat vorher die Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit erwähnt, die ist ja nicht im Zuständigkeitsbereich des Konsumentenschutzressorts. Also wenn Sie das hier angesprochen haben, dann gebe ich Ihnen natürlich recht, die Kontrolltätigkeit wäre zu harmonisieren, zu koor​dinieren, hier gibt es viele Dinge, die verbesserungswürdig sind. 

Herr Bundesminister, setzen Sie sich für dieses VerbraucherInneninformationsgesetz ein! Sie hätten unsere Unterstützung, wir sind bereit, mit Ihnen im Ausschuss darüber weiterzudiskutieren. Und ein Punkt, der mir auch ganz besonders am Herzen liegt: Sehen Sie genug Finanzmittel für die entsprechenden jährlichen Berichte vor! Ein jährlicher Konsumentenschutzbericht wäre ganz wichtig, damit eine solide Evaluierung, ein ordentlicher Diskurs sowohl im Ausschuss als auch hier im Haus möglich ist. – Ich danke Ihnen. (Beifall bei den Grünen.) 
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